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Stellungnahmen mit Anregungen oder Einwänden: 

 
 

 Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

 Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 

 Bayernwerk Netz GmbH 

 Bund Naturschutz 

 Deutsche Bahn AG 

 Gewerbebau Amberg GmbH 

 LBV Kreisgruppenvorsitz Amberg-Sulzbach 

 Polizeiinspektion Amberg 

 Regierung der Oberpfalz 

 Regionaler Planungsverband Oberpfalz Nord 

 Solarenergie Förderverein Amberg 

 Staatliches Bauamt Amberg-Sulzbach 

 Stadt Amberg Referat 3 - Amt 3.26 Immissionsschutz / Bodenschutz 

 Stadt Amberg Referat 3 - Amt 3.28 Wasserrecht 

 Stadt Amberg Referat 3 - Amt 3.29 Naturschutz 

 Stadt Amberg Referat 3 - Klimaschutzbeauftragte 

 Stadt Amberg Referat 5 - Amt 5.4 Tiefbauamt 

 Stadt Amberg Referat 5 - Amt 5.5 Bauverwaltung 

 Stadtwerke Amberg Versorgungs GmbH 

 Wasserwirtschaftsamt Weiden 
 

Stellungnahmen ohne Einwände oder keine Stellungnahme abgegeben: 
 

 
 Amt für Digitalisierung Breitband und Vermessung 
 Bayerischer Bauernverband 
 Deutsche Flugsicherung 
 Deutsche Telekom 
 Die Stadtheimatpflegerin 
 Freiwillige Feuerwehr 
 Gewerbeaufsichtsamt 
 Handwerkskammer Niederbayern/Oberpfalz 
 IHK Regensburg 
 Luftamt Nordbayern 
 PLEdoc GmbH 
 Stadt Amberg Referat 2 - Finanzen, Wirtschaft und Europaangelegenheiten 
 Stadt Amberg Referat 4 - Jugend, Senioren und Soziales 
 Stadt Amberg Referat 4 - Inklusionsbeauftragter 
 Stadt Amberg Referat 5 - Amt 5.13 Grünordnung und Landespflege 
 Stadt Amberg Referat 5 - Amt 5.21 Bauordnung 
 Stadt Amberg Referat 5 - Amt 5.22 Denkmalpflege, Förderwesen 
 Stadt Amberg Referat 5 - Amt 5.51 Geschäftsstelle des Umlegungsausschusses 
 Zweckverband Nahverkehr Amberg-Sulzbach 
 



Anregungen im Rahmen der Beteiligung  
der öffentlichen Auslegung 

Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 
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Die Fläche FlSt. 1177 in der Gemarkung Karmensölden ist nicht im Geltungsbereich 

dieses Bebauungsplanes. Der Weg wird nicht verändert und steht weiter in seiner 

bisherigen Funktion zu Verfügung.  

Der Eigentümer der FlSt. 1178 möchte sein Grundstück weiterhin landwirtschaftlich 

nutzen und ist grundsätzlich nicht bereit zur Teilnahme an einem Umlegungsverfah-

ren zur Verwirklichung des Gewerbegebietes. Um die Interessen des Landwirt entge-

gen zu kommen und Zeitverzögerung im Umlegungsverfahren durch Einlegung von 

Rechtsmitteln von Seiten des Landwirts abzuwenden, ist die Fläche nicht mehr im 

Geltungsbereich. Dies ist aus Sicht der Planungskonzeption vertretbar, da die Fläche 

am südwestlichen Rand des Gewerbegebietes liegt. Die Zufahrt zum Grundstück ist 

damit wie bisher über die Gemeindeverbindungsstraße (GVS) Speckmannshof-

Lengenloh möglich. 

Der östliche Teil des landwirtschaftlichen FlSt. 1179 wird als Gewerbegebiet bzw. 

Eingrünungsstreifen durch den Bebauungsplanentwurf überplant. Diese Fläche wur-

de mittlerweile von der Stadt Amberg zur zukünftigen Nutzung gemäß Bebauungs-

plan erworben. Bist zur Umsetzung des Gewerbegebietes kann die Teilfläche wie bis-

her über die GVS Speckmannhof-Lengenloh angefahren werden. 

Für den westlichen Teil des Fl.-St. 1179 wurde ein Bebauungsplan für eine Freiflä-

chen-PV-Anlage aufgestellt. Die Fläche ist an den Vorhabenträger deshalb für 20 Jah-

re mit Verlängerungsoption verpachtet worden und die Anlage ist momentan im Bau. 

Die Zufahrt erfolgt von Speckmannshof aus über die GVS. Diese Zufahrt wird für den 

Betriebszeitraum der PV-Anlage und danach als Zufahrt für die landwirtschaftlichen 

Nutzungen -auch über den Flurweg FlNr. 1181- beibehalten. Die GVS soll zur Entlas-

tung der Anwohner Speckmannshofs von Lengenloh kommend über die neuen Er-

schließungsstraßen bis zur Speckmannshofer Straße verlegt werden. Der Straßenab-

schnitt der GVS zwischen PV-Anlage und Erschließungsstraße des Gewerbegebietes 

ist zukünftig als Geh– und Radweg vorgesehen. 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Seite 1 von 1 - Stellungnahme vom 23.06.2021 

Stellungnahme vom 30.08.2019 



Anregungen im Rahmen der Beteiligung  
der öffentlichen Auslegung 

Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 
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Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie werden aber nicht im Bebauungs-

plan aufgenommen, da kein konkreter Verdacht für Bodendenkmäler im Planungsbe-

reich besteht. 

 

Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 

Seite 1 von 1 - Stellungnahme vom 09.06.2021 
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Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 
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110-kV-Leitung 

In die textlichen Festsetzungen ist entsprechend den damals formulierten Anforde-
rungen und nach nochmaliger gemeinsamer Abstimmung mit Bayernwerk Netz für 
die 110-kV-Leitung folgende textlichen Festsetzung aufgenommen worden: 

 
„110-kV-Leitung mit Leitungsschutzzone, oberirdisch 

Innerhalb dieser Leitungsschutzzone sind grundsätzlich alle Maßnahmen (Bau- und 
Pflanzvorhaben) mit der Bayernwerk Netz GmbH abzustimmen (E-Mail: bag-fub-
hs@bayernwerk.de).  

Hinweis: Innerhalb der Leitungsschutzzone gelten für alle Maßnahmen Höhenbe-
schränkungen. Es sind folgende Höhenabstände zur 110-kV- Freileitungen einzuhal-
ten: 

Verkehrsflächen: 7,00 m, Gelände: 6,00 m, Bauwerke: 5,00 m, feuergefährdete Be-
triebsstätten (Tankstellen usw.) sowie Gebäude ohne feuerhemmende Dächer 11,00 
m, Sportflächen u. Spielplätze: 8,00 m, Zäune usw.: 3,00 m, Bepflanzung 2,50 m. Bei 
Bauarbeiten und sonstigen nicht elektrotechnischen Arbeiten in der Nähe unter 
Spannung stehender Teile ist mit allem (Mensch, Maschine, Hilfs- mittel, Material, 
usw.), bei allen Betriebszuständen ein Abstand von 3,00 m, zu einer 110-kV-
Freileitung einzuhalten. Bei der Ermittlung der Abstände ist unter der Leitung der 
größtmögliche Durchhang und seitlich der Leitung das größt- mögliche Ausschwin-
gen der Leiterseile bei Wind anzunehmen. Die Höhenangaben der Bauobjekte sind  
in Meter über Normalnull anzugeben. 

Im Nahbereich der Maste (10 m Radius vom Mastmittelpunkt), sowie unter den seit-
lichen Auslegern am Mast ist eine Bebauung und Abgrabung nicht zulässig. 

 

  

 

 

Bayernwerk Netz GmbH 

Seite 1 von 1 - Stellungnahme vom 18.06.2021 

Fortsetzung der gegenüberliegenden Abwägungsvorschläge: 

Hinsichtlich der einzuhaltenden Höhenabstände der Verkehrsflächen zu den 110-kV- 
Freileitungen vom 7,00 m erfolgten in der Entwurfsphase der Straßenplanung Vorab-
stimmungen mit Bayernwerk Netz. Eine Abschließende Freigabe durch den regiona-
len Netzbetreiber steht noch aus und kann erst nach Fertigstellung des straßenbau-
technischen Entwurfes  (Straßengradiente) erfolgen. 

 

20-kV-Leitung Es ist vorgesehen, dass die entlang der GVS Speckmannshof-

Lengenloh verlaufende 20-kV-Leitung innerhalb des Geltungsbereich unter die Erde 

verlegt wird. 



Anregungen im Rahmen der Beteiligung  
der öffentlichen Auslegung 

Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 
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In der Begründung zur 139. Flächennutzungs– und Landschaftsplanänderung wird 

mit Hilfe einer Trendfortschreibung der Flächenbedarf an zukünftigen Gewerbeflä-

chen für die Stadt Amberg hochgerechnet. Dabei wurde ein Zeitraum von sieben Jah-

ren (01/2015-12/2021) herangezogen. Nach Abzug  einer Flächeneinsparung durch 

das beschlossene Konzept zum nachhaltigen Bauen und einem Aufschlag wegen ge-

ringerer Flächenverfügbarkeit auf privaten Flächen werden zukünftig noch bis zu ca. 

35,6 ha über die Erweiterung des IG Nord und die Ausweisungen der Gewerbegebie-

te B 85/AM 30 und West II hinaus benötigt. Auf die Ausführungen der Begründung 

zur Flächennutzungs– und Landschaftsplanänderung wird verwiesen. Auf Grund die-

ses Bedarfes werden den Belangen der wirtschaftlichen Entwicklung der Stadt Am-

berg Vorrang vor den Belangen der landwirtschaftlichen Nutzung der Acker– und 

Wiesenflächen eingeräumt. 

 

Die als Biotope kartierten naturnahe Hecke und Feldgehölz wurden zusammen mit 
dem FlSt. 1176 aus dem Geltungsbereich des überarbeiteten Bebauungsplanentwur-
fes herausgenommen. Der Verlauf der Eingrünung des Gewerbegebietes südöstlich 
von Speckmannshof wurde an die festgesetzte Heckeneingrünung der PV-Anlage 
lagemäßig angepasst, mit dem Ziel eine durchgehende Heckenstruktur zu schaffen. 
 
Mit dem ZNAS erfolgte eine Abstimmung wegen der Planungen zum Stadtbuskon-
zept. Danach soll das Gewerbegebiet auf der Linie nach Ammerthal und der Linie 
nach Poppenricht bedient werden. Hier fährt der Bus einmal in der Stunde über das 
Gewerbegebiet nach Ammerthal und einmal der Stunde über das Gewerbegebiet 
nach Poppenricht. Für das Gewerbegeit selbst ergibt sich dadurch eine Anbindung im 
Halbstundentakt. Dabei wird das Gewerbegebiet südlich der Speckmannshofer Stra-
ße direkt angefahren. Die vom ZNAS vorgeschlagenen Bushaltestellen im Gewerbe-
gebiet wurden im Bebauungsplanentwurf übernommen und die Bushaltestellen an 
der Speckmannshofer Straße nahe der Kreuzung Fuggerstraße können entfallen. Eine 
ursprünglich angedachte Ladestation im Gewerbegebiet für E-Busse wird aus Grün-
den der Zeitplanung des Liniennetzes vom ZNAS nicht mehr verfolgt. Vom ZNAS wur-
de mitgeteilt, dass Werkbusse von den Unternehmen selbst zu unterhalten sind. 
 

Bund Naturschutz 

Seite 1 von 1 - Stellungnahme vom 04.07.2021 
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Nach Mitteilung von Bayernwerk Netz würde bei einer späteren Bündelung aus bau-

technischen Gründen eine Neuerrichtung der einzelnen Strommasten an anderen 

Stellen erforderlich sein. Eine Vorhaltung von Platzreserven im Bebauungsplan erüb-

rigen sich daher. 

 

Deutsche Bahn AG 

Seite 1 von 1 - Stellungnahme vom 12.07.2021 
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Zu 2.2:  

Auf Grund der umgrenzenden Gewerbestandorte (Gewerbegebiet West, Autohaus 

Fischer) und die anliegenden Wohnstandorte sind die zulässigen Emissionsrechte  

auf den Gewerbeflächen gering. Eine Zulassung von Wohnnutzungen innerhalb des 

Gewerbegebietes würde eine weitere Einschränkung der Gewerbebetriebe bedeuten. 

Dies würde im Bereich der Speckmannshofer Straße zu so geringen Immissionswirk-

samen flächenbezogenen Schallleistungspegeln zur Nachtzeit führen, dass die Aus-

weisung von Gewerbegrundstücken entsprechend § 8 BauNVO nicht mehr zu recht-

fertigen wäre.  

 

Zu 6.1: 

Der Anregung wird entsprochen. Der überarbeitete Bebauungsplanentwurf sieht kei-

ne Festsetzung zur Dachausbildung mehr vor. 

 

7.1: 

An dem Verbot von Wechsellichtwerbeanlagen wird, so wie auch bei den bisherigen 

Bebauungsplänen, festgehalten. Zu zukünftigen Handhabung der digitalen Werbean-

lagen in Amberg wurde eine Task-Force, bestehend aus Stadtverwaltung, der Wirt-

schaftsförderung und betroffener Träger öffentlicher Belang, gegründet. Entspre-

chend den Ergebnissen der Task-Force können bei der späteren Umsetzung des Be-

bauungsplans Befreiungen nach § 31 Abs. 2 BauGB vom Verbot der Wechsellichtwer-

bung ausgesprochen werden. In der Begründung zum Bebauungsplanentwurf ist auf 

diese Vorgehensweise eingegangen worden. Sie steht damit im Einklang mit der Pla-

nungskonzeption zum Bebauungsplan. 

 

9.1 

Innerhalb der großzügig überbaubaren Flächen (Abgrenzung durch Baugrenze) sind 

private, gemeinsam nutzbare Parkierungsanlagen zulässig. Eine Festsetzung diesbe-

züglich erübrigt sich, würde zudem die Nutzung damit auf nur private Stellplatzflä-

chen einschränken. 

Gewerbebau Amberg GmbH 

Seite 1 von 1 - Stellungnahme vom 25.06.2021 

Fortsetzung Abwägungsvorschläge: 

Anstatt der zentralen LKW-Stellplätze sind nun unter der Stromleitung LKW-

Stellplätze in Längsrichtung vorgesehen. Hier bietet sich Platz für die Anlage von Sa-

nitär– und Entsorgungsanlagen (WC, Dusche, Abfallbeseitigung). Diese könnten flexi-

bel in Rücksprache mit dem Tiefbauamt durch einen geeigneten Träger angebracht 

und unterhalten werden. 



Anregungen im Rahmen der Beteiligung  
der öffentlichen Auslegung 

Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 
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Zu Flächenverbrauch: 

In der Begründung zur 139. Flächennutzungs– und Landschaftsplanänderung wird 

mit Hilfe einer Trendfortschreibung der Flächenbedarf an zukünftigen Gewerbeflä-

chen für die Stadt Amberg hochgerechnet. Dabei wurde ein Zeitraum von sieben Jah-

ren (01/2015-12/2021) herangezogen. Nach Abzug  einer Flächeneinsparung durch 

das beschlossene Konzept zum nachhaltigen Bauen und einem Aufschlag wegen ge-

ringerer Flächenverfügbarkeit auf privaten Flächen werden zukünftig noch bis zu ca. 

35,6 ha über die Erweiterung des IG Nord und die Ausweisungen der Gewerbegebie-

te B 85/AM 30 und West II hinaus benötigt. Auf die Ausführungen der Begründung 

zur Flächennutzungs– und Landschaftsplanänderung wird verwiesen. Auf Grund die-

ses Bedarfes werden den Belangen der wirtschaftlichen Entwicklung der Stadt Am-

berg Vorrang vor den Belangen der landwirtschaftlichen Nutzung der Acker– und 

Wiesenflächen eingeräumt. 

 

Zu Klimaschutz: 

Festsetzung Nr. 6.2 hat folgenden Wortlaut: 

„Im GE sind PV-Anlagen  zwingend auf mindestens 60 % der Dachfläche der Hauptge-

bäude, im MI auf mindestens 30 % der Dachfläche der Hauptgebäude zu installieren. 

Die Dachfläche ist die gesamte Fläche, die ein Gebäude überdacht einschließlich 

Dachüberstand, jedoch ohne Dachrinne (Bruttodachfläche).“ 

 

Die Festsetzung bedeutet einen Beitrag für die Energiewende. Die Festsetzung auf 

mindestens 30% der Dächer der Hauptgebäude im MI und mindestens 60% der Dä-

cher im GE sieht die Stadt Amberg als angemessen an. Dies erschient angesichts ei-

ner Ungleichbehandlung zwischen diesem Gebiet zu anderen bestehenden Baugebie-

ten ohne Zwang zur Anlage von PV-Anlagen als noch verhältnismäßig. Größere PV-

Anlagen werden natürlich begrüßt. Weitergehende allgemeingültige Verpflichtungen 

zur Anlage von PV-Anlagen auf Dächern sieht die Stadt Amberg durch entsprechende  

gesetzliche Regelungen der Bundesrepublik bzw. des Freistaates. 

 

 

LBV Kreisgruppenvorsitz Amberg-Sulzbach 

Seite 1 von 4 - Stellungnahme vom 05.07.2021 
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Hinsichtlich des Bedarfes an Gewerbeflächen der Stadt Amberg wird auf die Ausfüh-

rungen zur Stellungnahme des Bund Naturschutzes auf Seite 5  verwiesen. Den wirt-

schaftlichen Belangen, welche die Ausweisung des Gewerbegebietes begründen, 

werden Vorrang eingeräumt. 

 

 

Zu Artenschutz und Grundwasser: 

Festsetzungen mit Auflagen hinsichtlich naturnahen Gewerbebetrieben , welche sich 

zusätzlich zur Umsetzung des städtischen Konzeptes zum nachhaltigen Bauen erge-

ben, werden aus Gründen eines zu starken Eingriffes in die Gestaltungsfreiheit der 

jeweiligen Gewerbebetriebe nicht verfolgt.  

 

 

Feldgehölz im Norden: 

Der Anregung zum Erhalt der Hecke wird entsprochen. Dies ist in Rücksprache mit 

der Naturschutzbehörde aus Gründen des Artenschutzes erforderlich. Der überarbei-

tete Bebauungsplanentwurf sieht die Durchführung der Erschließungsstraße am öst-

lichen Ende der Hecke vor mit Anbindung an die bestehende Straße „Hinter der 

Point“. Ansonsten wird in die Hecke nicht eingegriffen und ihr Bestand ist gesichert 

(Festsetzung 12.4). 

LBV Kreisgruppenvorsitz Amberg-Sulzbach 

Seite 2 von 4 - Stellungnahme vom 05.07.2021 
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Entlang der Speckmannshofer Straße ist zwischen Fahrbahn und Radweg eine ca. 30 

Jahre alte Lindenreihe vorhanden. Weiter östlich stehen drei Platanen. Diese Bäume 

wurden außerhalb des neuen Knotenpunktes als zu erhalten festgesetzt. Im Bereich 

des Knotenpunktes ist der Erhalt auf Grund der Baumaßnahmen auszuschließen. 

Auch westlich des Knotenpunktes kann auf Grund der Anhebung des Radweges ein 

Erhalt der Bäume auch bei entsprechenden Vorsichtsmaßnahmen auf der Baustelle 

nicht garantiert werden. Die Stadt Amberg ist Baulastträger und wird dann zu beseiti-

gende, gesunde Linden verpflanzen (Großbaumverpflanzung) bzw. Neuanpflanzun-

gen bei auseichenden breiten Grünstreifen vornehmen. Der Heckenstreifen an der 

Nordseite wird auf Grund der starken Beschädigungen im Zuge der Baumaßnahme 

nicht als zu erhaltend festgesetzt. 

 

LBV Kreisgruppenvorsitz Amberg-Sulzbach 

Seite 3 von 4 - Stellungnahme vom 05.07.2021 
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Postweiherauslaufgraben: 

In der der Talsenke entlang des verrohrten Postweiherablaufgraben werden für die 

Hochwasserableitung des Postweihers mit Einzugsgebiet und zur Vorreinigung und 

Rückhaltung des Regenwasserabflusses von den Gewerbegebietsflächen Regenrück-

haltebecken mit einem Durchfließen des geöffneten Grabens angelegt. Für diese 

Maßnahmen laufen parallel zur Bauleitplanung ein Planfeststellungsverfahren zur 

Öffnung des Postweiherablaufgrabens und ein Wasserrechtsverfahren zur Einleitung 

von Oberflächenwasser in den Vorfluter Fiederbach.  

 

 

Die städtischen Ausgleichsflächen werden in das Ökokontokataster übernommen 

und dem LfU gemeldet. 

LBV Kreisgruppenvorsitz Amberg-Sulzbach 

Seite 4 von 4 - Stellungnahme vom 05.07.2021 
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Entsprechend der Vorgaben vom Betreiber Bayernwerk Netz ist zur Fahrbahn ein 

Abstand von 7 m einzuhalten. Dies ist bei der Höhenplanung der Fahrbahn zu be-

rücksichtigen ebenso wie Auflagen beim Bau der Erschließungsanalgen. 

 

Polizeiinspektion Amberg 

Seite 1 von 1 - Stellungnahme vom 23.06.2021 
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Die Stellungnahme der Höheren Landesplanungsbehörde wird zur Kenntnis gegeben 

 

Aus landwirtschaftlicher Sicht werden vom Amt für Ernährung, Landwirtschaft und 

Forsten gegen die Ausweisung des Gewerbegebietes keine Einwände erhoben. 

 

Regierung der Oberpfalz 

Seite 1 von 1 - Stellungnahme vom 28.06.2021 
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Die Stellungnahme des Regionalen Planungsverbandes Oberpfalz Nord wird zur 

Kenntnis gegeben 

 

 

 

 

 

 

 

Aus landwirtschaftlicher Sicht werden vom Amt für Ernährung, Landwirtschaft und 

Forsten gegen die Ausweisung des Gewerbegebietes keine Einwände erhoben. 

 

 

Regionaler Planungsverband Oberpfalz Nord 

Seite 1 von 1 - Stellungnahme vom 21.06.2021 
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Zu Punkt 2: 

Dem Vorschlag, Heizungen mit fossilen Energieträgern nicht zuzulassen wird nicht 

nachgekommen. Dies lässt sich begründen durch die zu starke Einschränkung der 

grundgesetzlich garantierten Baufreiheit für die Gewerbetreibenden und der Un-

gleichbehandlung zwischen bestehenden Gewerbegebieten und dieser Neuauswei-

sung. Außerdem ist im Nachhaltigkeitskonzept der Stadt Amberg ein Verbot von  

Heizungen mit fossilen Energieträgern nicht aufgenommen. Eine allgemeinverbind-

lich rechtliche Grundlage durch das einschlägige Energiegebäudegesetz (GEG) wird 

für die Zukunft als richtungsweisend gesehen.  

 

 

Zu Punkt 3: 

Ladestationen und Solarcarports sind grundsätzlich zulässig. Bezugnehmend auf obi-

ge Abwägungsvorschläge wird aus Gründen der Baufreiheit auf eine Verpflichtung 

verzichtet. Außerdem ist im Nachhaltigkeitskonzept der Stadt Amberg die Verpflich-

tung für zur Errichtung von Ladestationen und Solarcarports nicht aufgenommen.  

 

Hinsichtlich der Festsetzung Nr. 6.1 zur Verpflichtung einer extensiven Dachbegrü-

nung könnte bei der Errichtung eines Solarcarports eine Befreiung von der Festset-

zung ausgesprochen werden.  
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Baugrundstücke werden nicht direkt über die B 85 erschlossen.  

 

 

Von Staatlichen Bauamt wurde am 15.03.2022 eine Verkehrserhebung für die Kno-

tenpunkte Speckmannshofer Straße/B 85/Katharinenfriedhofstraße und Speck-

mannshofer Straße/Fuggerstraße durchgeführt. Auf Grundlage dieser Daten und 

dem überarbeiteten Bebauungsplanentwurf ist eine Verkehrsprognose erstellt wor-

den. Sie beinhaltet eine Neuverkehrsberechnung der geplanten Gewerbeflächen und 

die Herleitung der Verkehrsprognose sowie die Ableitung von Spitzenstundenbelas-

tungen für die beiden Knotenpunkte. 

Vom Staatlichen Bauamt wurde mitgeteilt, dass basierend auf den Ergebnissen der 

Verkehrserhebung und der Verkehrsprognose eine Leistungsfähigkeitsbeurteilung 

der o. g. signalisierten Knotenpunkte durchgeführt wird.  
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Auf Grund der erheblichen Änderungen sind für den überarbeiteten Bebauungsplan-

entwurf neue schalltechnische Untersuchungen vom Gutachterbüro IBAS erfolgt. 

Grundlage war nach wie vor eine separate Lärmkontingentierung unter Berücksichti-

gung des sogenannten 6dB-Irrelevanzkriteriums nach TA-Lärm. Die vom Gutachter 

vorgeschlagenen Festsetzungen wurden zur Einhaltung eines ausreichenden Lärm-

schutzes im Bebauungsplanentwurf übernommen. 
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Für das Planungsgebiet und für den Bereich der ehemaligen wasserrechtlichen Er-

laubnis wird ein neues Wasserrecht beantragt. Die Planungen dazu und Vorabstim-

mungen mit dem WWA durch des Planungsbüro UTA erfolgen momentan. 

 

 

Konkrete Festsetzungen zum Niederschlagswassermanagement müssen auf Grund 

der wasserrechtlichen Vorschriften nicht im Bebauungsplanentwurf übernommen 

werden. Sie sind allgemein gültig und als sind als Hinweise aufgenommen worden 

mit Angabe der einschlägigen wasserwirtschaftlichen Richtlinien und Gesetzesgrund-

lagen.  
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Dachbegrünungen sind zulässig. Von der Verpflichtung zu Fassadenbegrünungen 

wird abgesehen, da es eine zu starke Reglementierung für die Gewerbebetriebe be-

deutet.  
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Nach Rücksprache mit dem Tiefbauamt wurde mitgeteilt, dass bei der Projektplanun-

gen zum Hochwasserschutz und zur Regenwasserreinigung bzw. Regenwasserrück-

haltung die betroffenen Fachbehörden, damit auch die Naturschutzbehörde, beteiligt 

werden. Im Vorfeld erfolgten wegen der Kompensationsflächen im Regenrückhalte-

bereich Abstimmungen mit der Naturschutzbehörde, dem Tiefbauamt und dem Sach-

gebiet Grünplanung und Landespflege. 

 

 

Zu Kompensationsfläche: 

Die erforderlichen Kompensationsflächen (naturschutzfachliche Ausgleichsflächen im 

Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB ) wurden nach dem neuen Leitfaden „Bauen im Ein-

klang mit Natur und Landschaft“ ermittelt. Die Maßnahmen wurden vom Sachgebiet 

Grünplanung und Landespflege mit der Naturschutzbehörde abgestimmt. 

 

Zu Flächenversiegelung / überplante Flächen: 

Der erforderliche Bedarf an Gewerbeflächen ist in der Begründung zur Änderung des 

Flächennutzungs– und Landschaftsplan dargelegt (siehe auch Abwägungsvorschläge 

zur Stellungnahme des Bund Naturschutz auf Seite 5). Um dem sparsamen Umgang 

mit der Ressource Boden gerecht zu werden, wurde das „Konzept zum nachhaltigen 

Bauen in der Stadt Amberg“ angewendet. Dies betrifft unter anderem auch eine ver-

pflichtende zweigeschossige Bebauung bei entsprechenden Nutzungen (Festsetzung 

Nr. 3.3) 

 

Zu Landschaftsschutzgebiet / Schutzgebiete 

Im Plangebiet kommen keine Schutzgebiete vor. Aufgrund der Einsicht vom  LSG 

„Ammerbachtal“ aus wird eine großzügige Ortsrandeingrünung festgesetzt 
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Zu Artenschutz 

Die am Rande des Gewerbegebietes verlaufenden Gehölzpflanzungen dienen neben 

ihrer Eingrünungsfunktion als naturschutzfachliche Ausgleichsflächen. 

 

Der Forderung nach Festsetzung der Außenbeleuchtung mit eine Lichtfarbe mit mög-

lichst wenig UV-Licht und der Verwendung von Maßnahmen zum Vogelschlag bei 

Fassaden wird nicht entsprochen. Auf Grund der Siedlungsstruktur des großflächigen 

Gewerbegebietes mit angrenzenden bestehenden Gewerbegebiet im Westen, dem 

Autohaus im Nordosten und der im Westen anschließenden PV-Anlage ist von weni-

ger Insektenflug bzw. Vogelflug auszugehen als in Baugebieten mit vorhanden Grün-

strukturen und angrenzenden naturnahen Biotopflächen. Hinsichtlich der nächtli-

chen Beleuchtung ist auf den Baugrundstücken selbst von weniger Auswirkungen 

auszugehen, da zwischen 22 und 6 Uhr für Werbeanlagen Beleuchtung aller Art nicht 

zulässig ist (Festsetzung Nr. 7.3). Ein Verbot der Beleuchtung der Gebäude könnte 

auch aus Gründen der Sicherheit (u. a. Einbruch) problematisch sein. Der Baufreiheit 

der privaten Gewerbetreibenden wird deshalb höher gewichtet.  

Bezüglich der Beleuchtung der Verkehrsanlagen werden seit der Umstellung auf LED-

Leuchtmittel im Jahr 2017 in der Altstadt 3000 K und ansonsten 4000 K verwendet. 

Zur Verminderung der Lichtimmissionen werden zudem keine Rundleuchten mehr 

verwendet, sondern nur Leuchten, welche nach unten strahlen. Bei der Verwendung 

von Leuchten mit 4000 k ergeben ich ca. 10 % Kostenersparnis gegenüber Leuchten 

mit 3000 K.  

Auf Grund obiger Ausführungen wird den Belangen des Artenschutzes kein Vorrang 

eingeräumt und es erfolgt keine Festsetzung . Im Bebauungsplan werden aber Emp-

fehlungen zur Verwendung von Leuchtmitteln mit möglichst wenig UV-Licht und zur 

Ausbildung von vogelschlagsicheren Fassaden aufgenommen.. 

 

Fortsetzung zum Artenschutz auf Seite 22 
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Fortsetzung Naturschutzbehörde—Artenschutz 

Die Gewährleistung einer Durchgängigkeit der ost-west-verlaufenden Talmulde von 

der Fuggerstraße bis zum Postweiher für die Erdkröte und andere Tierarten  ist in der 

wasserwirtschaftlichen Projektplanung zu vollziehen. Nach Rücksprache mit dem 

Tiefbauamtes wurde mitgeteilt, dass bei den Projektplanungen zum Hochwasser-

schutz und zur Regenwasserreinigung bzw. Regenwasserrückhaltung die betroffenen 

Fachbehörden, damit auch die Naturschutzbehörde, beteiligt werden. 

 

 

 

 

Ladestationen sind im Gewerbegebiet grundsätzliche zulässig. Die Installation von 

Ladepunkten für E-Mobilität im Zuge der Errichtung des Baugebietes, u. a. zur Nut-

zung des Produkts „AM-LadePole professional“ durch die Stadtwerke Amberg wird 

vollinhaltlich unterstützt.  
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Entwässerung: 

Zu 1:  

Für die Sicherung der Leitungstrasse des Regenwasser– und Schmutzwasserkanals 

durch Privatgrund ist keine Aufnahme im Geltungsbereich erforderlich, da keine bo-

denrechtliche Überplanung der betroffenen Flächen notwendig ist. Entscheidend ist 

eine rechtliche Sicherung der Leitungstrassen durch entsprechende Dienstbarkeiten.  

 

Zu 2 und 3: 

Für die Entwässerung des Gebietes zwischen Fiederbaches bis zum Postweiher und 

darüber hinaus ist für das ausgelaufene Wasserrecht zur Einleitung in den Fiederbach 

ein neues Wasserrecht erforderlich. Daneben bedarf es für die Öffnung des Postwei-

heraublaufgrabens eines wasserrechtlichen Planfeststellungsverfahrens. Für beide 

Verfahren erfolgt momentan die Planung und Abstimmung mit dem WWA. Die Zu-

stimmung der Teilnehmergemeinschaft bzgl. der Übernahme des Postweiherablauf-

grabens durch die Stadt ist im Planfeststellungsverfahren einzuholen.  

 

Zu 1,2,und 3: 

Ein Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan kann erst nach der Verbescheidung der 

beiden Wasserechte (Erlaubnis zur Einleitung und Planfeststellungsverfahren) erfol-

gen oder wenn zumindest planerisch und rechtlich den Bescheiden nichts mehr im 

Wege steht und in deren Bescheidlage hinein der Satzungsbeschluss erfolgt. Erst un-

ter dieser Voraussetzung ist die abwassertechnische Erschließung des Baugebiets 

gesichert.  

 

Zu 4: 

Auf die wasserrechtlichen Vorschriften zur Beschränkung von Regenwassereinleitun-

gen und Schmutzwasserspenden je Betrieb wird hingewiesen (Hinweis Nr. 8). 

Rechtsgrundlage ist die Entwässerungssatzung der Stadt Amberg und die Umsetzung 

wird durch die Zulassung der Grundstücksentwässerungsanlagen nach Satzungsrecht 

vollzogen. 
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Zu 5: 

Der Schmutzwasserkanal soll nach der derzeitigen Entwässerungsplanung in die 

zentrale Entwässerungsmulde verlegt werden. 

 

Verkehrstechnische Erschließung: 

 

Zu 6: 

Von staatlichen Bauamt wurde am 15.03.2022 eine Verkehrserhebung für die Kno-

tenpunkte Speckmannshofer Straße/B 85/Katharinenfriedhofstraße und Speck-

mannshofer Straße/Fuggerstraße durchgeführt. Auf Grundlage dieser Daten und 

dem überarbeiteten Bebauungsplanentwurf ist eine Verkehrsprognose erstellt wor-

den. Sie beinhaltet eine Neuverkehrsberechnung der geplanten Gewerbeflächen und 

die Herleitung der Verkehrsprognose sowie die Ableitung von Spitzenstundenbelas-

tungen für die beiden Knotenpunkten. 

Basierend auf die Ergebnisse der Verkehrserhebung und der Verkehrsprognose wird 

vom staatlichen Bauamt eine Leistungsfähigkeitsbeurteilung der o. g. signalisierten 

Knotenpunkte erfolgen.  

 

Zu 7: 

Den Ausführungen des Tiefbauamtes wird gefolgt. 

 

Zu 8 und 9: 

Der Anregung wurde entsprochen. Der überarbeitete Bebauungsplanentwurf sieht 

nun eine Ringerschließung mit der Straße Hinter der Point vor. Damit erbeben sich 

für das neue Gewerbegebiet und dem Autohaus Fischer zwei Anbindungspunkte an 

die AM 1. 
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Zu 10: 

So wie empfohlen verläuft die Straßentrasse nun in Nord-Süd-Richtung unterhalb der 

110-kV-Leitung. 

 

Zu 11: 

Die Straßenplanung wurde vom Tiefbauamt erstellt mit einer Regelbreite von 6,50 m 

und entsprechenden Verbreiterungen im Kurvenbereich.  

 

Zu 12: 

Die Senkrechtparkplätze werden nicht weiter verfolgt. Vorgesehen sind nun straßen-

begleitende Längsparkplätze. 

 

Zu 13: 

Der zentrale Lkw-Parkplatz wird nicht weiter verfolgt. Vorgesehen sind nun entlang 

der südlich des Kreisverkehrs verlaufenden Erschließungsstraße einseitig Stellplätze 

für Lastkraftwagen und Lieferwagen (Stellplatzbreite 3,00 m), welche aber auch von 

Personenkraftwagen benutzt werden könnten.  

 

Geländeprofil: 

Zu 14: 

Die Straßenführung des geänderten Bebauungsplanentwurfes ist so konzipiert, dass 

soweit als möglich für die Baugrundstücke durch Böschungen und/oder Stützmauern 

zwischen den Grundstücken eine Terrassierung ermöglicht werden kann. Dies erfolg-

te z. B. im bestehenden Gewerbegebiet West entlang der Westseite der Fuggerstraße 

zwischen den Hs.-Nrn. 25b und 35 und beidseitig der Kastnerstraße. Im Bebauungs-

planentwurf werden keine Einschränkungen für Geländeveränderungen und Bö-

schungen getroffen und Stützmauern sind bis zu einer Höhe von 3 m zulässig.  
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Noch zu 14: 

Die einzuhaltenden Abstände zu den Leitungsseilen der 110-kV-Leitung innerhalb 

der Schutzzone sind in Festsetzung Nr. 10.5 genannt. Die Planung lässt bei entspre-

chender Grundstücksteilung eine ausreichende bauliche Nutzung auf den Gewerbe-

grundstücken zu. Der erforderliche Abstand der Straße zum größtmöglichen Durch-

hang und zur maximalen Ausschwingung wurden in der Vorentwurfsplanung mit 

dem Bayernwerk Netz abgestimmt. Eine abschließende Zulassung der Verkehrspla-

nung durch den Stromnetzträger muss nach abgeschlossener Höhenplanung der 

Straßen noch erfolgen.  

 

Überspannungsleitung 

Zu 15: 

Hinsichtlich der Erdverkabelung der 110-kV-Leitung im Bereich Gewerbegebiet West 

II wurden von Bayernwerk Netz, Bamberg, folgenden Daten genannt 

(Telefongespräch mit H. Eichler vom 28.09.2021) 

 -Kosten ca. 6.120.000 € gesamtes Gewerbegebiet (6 Kabel zu verlegen, pro lfm 
ca. 1.070 € für ein Kabel, Umbau Mastendpunkt ca. 360.000 € pro Masten), 
Kosten für Planfeststellungsverfahren und Trassierungskosten sind noch nicht 
berücksichtigt. 

 -Kosten ca. 3.900.000 € vom Masten 21 (Südlicher Rand Gewerbegebiet) zu 
Masten 22 (südl. Speckmannshofer Straße) 

 -Planfeststellungsverfahren ist erforderlich 
 -Dauer Planfeststellverfahren ca. 2-3 Jahre. 
 -Dauer Baumaßnahme: Auf Grund der Auftragsauslastung (Stichwort Netzaus-

bau in Deutschland) keine Angabe möglich 
 

Auf Grund der Kosten und der massiven z. T. nicht kalkulierbaren Zeitverzögerungen 

wird von einer Erdverkabelung abgesehen. 

 

Stadt Amberg Referat 5 - Amt 5.4 Tiefbauamt 

Seite 4 von 4 - Stellungnahme vom 16.06.2021 



Anregungen im Rahmen der Beteiligung  
der öffentlichen Auslegung 

Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung 
 

 

Bebauungsplanaufstellungsverfahren Amberg 149 „Gewerbegebiet West II“  
Vorlage 005/0145/2022 Anlage 10,  Seite 27 
In der Fassung vom 21.09.2022 

 

 

Die Erschießung kann in die beiden Erschließungsabschnitte südlich und nördlich der 

Speckmannshofer Straße getrennt werden. Bei jedem Abschnitt wäre vorab der Aus-

bau der Kreuzung an der Speckmannshofer Straße erforderlich, was grundsätzlich 

möglich ist, da die Aufweitungen der Kreisstraße durch die erforderlichen Linksab-

biegespuren, einschließlich der Verlegung des bestehenden Radweges, noch auf 

städtischen Grundstücken liegen.  

Für den Planungsabschnitt südlich der Speckmannshofer Straße erscheint eine weite-

re Unterteilung in Erschließungsabschnitte nicht sinnvoll. Die überwiegenden Kos-

tenfaktoren erfolgen durch die Anlage der wasserwirtschaftlichen Bauwerke zur 

Rückhaltung und Retention des Regenwasserabflusses in der mittigen Talsenke und 

die nördliche Erschießungsstraße einschließlich dem Brückenbauwerk zur Überque-

rung der Talmulde. Daneben ist grundsätzlich der Kreisverkehr mit Anbindung an die 

Fuggerstraße erforderlich  Die südliche Ringstraße und der mittige Straßenabschnitt 

verursachen wesentlich geringere Kosten und erschließen dabei den größten Anteil 

der Gewerbeflächen. 

 

Über eine bautechnische Abschnittsbildung der Erschließungsanlagen wird später bei 

der Planung, Umsetzung und haushaltstechnischen Finanzierung zu entscheiden 

sein. Die genannten beitragsrechtlichen Erfordernisse sind dann zu berücksichtigen.  

 

 Die Lärmschutzanlage zur Splittersiedlung ist im überarbeiteten Bebauungsplanent-

wurf nicht mehr vorgesehen. 
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Die Lage der Trafostationen im überarbeiteten Bebauungsplanentwurf wurde mit den 

Stadtwerken abgestimmt. Von den vier Trafostationen liegt die Station nördlich der 

Speckmannshofer Straße zwei am Rande der Leitungsschutzzone der 110-kV-

Leitung. In Festsetzung Nr. 10.5 sind die einzuhaltenden Abstände zu den Leitungen 

angegeben. (Bauwerke 5 m). Vor Errichtung der Gebäude sind diese von den Stadt-

werken mit Bayernwerk Netz abzustimmen. 

 

Ein erforderlicher Löschwasserbehälter ist auf den betroffenen Gewerbegrundstü-

cken vorzuhalten. 
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Zu Versickerung von Niederschlagswasser: 

Bei den Hinweisen zum Bebauungsplanentwurf wurde bei Nr. 9 eine möglichst breit-

flächige Versickerung des Niederschlagswasser auf dem Grundstück empfohlen mit 

Hinweis auf die Vorgaben der NWFreiV und der TRENGW. Es handelt sich um eine 

grundsätzliche Empfehlung unter der Voraussetzung von versickerungsfähigen Bö-

den. Dies ist vom Bauherren zu begutachten um eine schadlose Versickerung auf den 

Baugrundstücken bzw. bei Überlastung eine schadlose Ableitung sicher zu stellen. 

 

 

Zu Lage zu Gewässern 

Abwassertechnische Planungen im Planungsgebiet erfolgen durch das Ingenieurbüro 

UTA, Amberg, und sind im überarbeiteten Bebauungsplanentwurf übernommen wor-

den. Die Planungen bilden u. a. die Grundlage zur wasserrechtlichen Einleitungser-

laubnis des Niederschlagswassers in den Vorfluter Fiederbach für den Bereich südlich 

der Speckmannshofer Straße zwischen Fiederbach,  Speckmannshof und weiter west-

lich . Das ursprüngliche, zeitlich befristete Wasserrecht ist zwischenzeitlich abgelau-

fen. Integriert in die Planungen werden ein Planfeststellungsverfahren, welches er-

forderlich ist auf Grund des Eingriffs in den Postweiherabflussgraben (Öffnung des 

verrohrten Gewässers dritter Ordnung). Eine Abstimmung mit dem WWA erfolgt fort-

laufend.  

 

 

 

 

Die Zustimmung der Teilnehmergemeinschaft bzgl. der Übernahme des Postweiher-

ablaufgrabens durch die Stadt ist im Planfeststellungsverfahren einzuholen.  
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Die Positionierung der Gebäude auf den Gewerbegrundstücken liegt in der Eigenver-

antwortung der Bauherren und ist bei der Planung zu berücksichtigen.  
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Zu Bodenschutz: 

Die Maßnahmen zum Bodenschutz sind bei den späteren Baumaßnahmen zu beach-

ten. 

 

Die für den Bodenschutz bestimmte Festsetzung der Grundflächenzahl ist auf die 

Obergrenze der Orientierungswerte nach § 17 BauNVO mit einen Wert von 0,8 für 

GE festgesetzt. Eine Überschreitung um 10% wird zugelassen mit entsprechenden 

ausgleichenden Maßnahmen (siehe Festsetzung Nr. 3.1). Die städtebauliche Konzep-

tion verfolgt eine flächensparende Gewerbegebietsausweisung entsprechend dem 

städtischen Konzept zum nachhaltigen Bauen.  
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